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I. 
 

Die Verwertungsgesellschaft Rundfunk verfügt über die Wahrnehmungsgenehmigung für  
 

Werke der Literatur und Kunst soweit ein Rundfunkun ternehmer Berechtigter ist 
 
zur Wahrnehmung bzw Geltendmachung von  

 
 

Rechten, Beteiligungs- und/oder Vergütungsansprüche n 
 

 
 1.   Die Wahrnehmungsgenehmigung gilt für den Fall: 
 

  a)  des Vermietens oder Verleihens von Werkstücken gemäß § 16a UrhG; 
 
b) der öffentlichen Wiedergabe mit Hilfe von Rundfunksendungen gemäß § 18 Abs 3 

UrhG; 
 
c) der Vervielfältigung zum eigenen oder privaten Gebrauch auf einem Speichermedium 

gemäß § 42b Abs 1 UrhG (Speichermedienvergütung); 
 

d) der Vervielfältigung für sowie der Verbreitung und der öffentlichen 
Zurverfügungstellung an Menschen mit Behinderungen gemäß § 42d UrhG; 

 
e) der Vervielfältigung und der öffentlichen Zurverfügungstellung für Zwecke des 

Unterrichts beziehungsweise der Lehre durch Schulen, Universitäten und andere 
Bildungseinrichtungen gemäß § 42g UrhG;  

 
f) der Benutzung von Bild- oder Schallträgern (Datenträgern) in öffentlich zugänglichen 

Einrichtungen (Bibliothek, Bild- oder Schallträgersammlungen und dergleichen) 
gemäß § 56b UrhG; 

 
g) der öffentlichen Wiedergabe im Unterricht in Verbindung mit Filmwerken gemäß § 56c 

UrhG; 
 

h) der öffentlichen Wiedergabe in Beherbergungsbetrieben gemäß § 56d UrhG; 
 

i) der Weitersendung von Rundfunksendungen einschließlich Satellitensendungen mit 
Hilfe von Leitungen gemäß § 59a UrhG sowie der Beteiligungsansprüche gemäß Art 
VI Abs 3 UrhGNov 1996 und § 38 Abs 1a UrhG. 

 
2. Die Wahrnehmungsgenehmigung nach Punkt I.1. bezieht sich auch auf die Rechte der Licht- 

und Laufbildhersteller, die Rechte der ausübenden Künstler, der Schallträgerhersteller und der 
Rundfunkunternehmer. 

 
3. Ausgenommen von der Wahrnehmungsgenehmigung des Punkt I.1. sind Werke der 

Filmkunst, die als Werke der Bildenden Künste anzusehen sind oder Teile von Werken der 
Bildenden Kunst darstellen. 

 
  



II. 
 
Die Verwertungsgesellschaft Rundfunk verfügt weiters über die Wahrnehmungsgenehmigung zur 
Wahrnehmung bzw Geltendmachung hinsichtlich 

 

1.  selbständiger Auskunfts- und Rechnungslegungsansprüche gemäß §§ 87a, 87b und 90a 
UrhG.    

 
III. 

 
1. Im Falle von Novellierungen des UrhG schließt diese Wahrnehmungsgenehmigung die den 

oben genannten Bestimmungen entsprechenden geänderten Vorschriften ein. 
 
2. Die Wahrnehmungsgenehmigung im Sinne von Punkt I.1.i) erstreckt sich auch auf Ansprüche 

nach § 59a UrhG idF vor der UrhGNov 1996 (Weitersendung ausländischer 
Rundfunksendungen - „Kabelvergütung“) und § 59b UrhG idF vor der UrhGNov 1996 
(Weitersendung von über Satellit ausgestrahlten Rundfunksendungen - „Satellitenvergütung“), 
sofern diese Ansprüche weiterhin nach den genannten Bestimmungen zu beurteilen sind. 

 


